Die Unmöglichkeit
I. Allgemeines und Begrifflichkeit
Unmöglichkeit i.S.d. §275 I BGB bedeutet, dass der Schuldner dauerhaft eine Leistung nicht erbringen kann bzw. muss.


1.) Abgrenzung zum Verzug

Abzugrenzen ist die Unmöglichkeit vom Verzug, der ein nur vorübergehendes Leistungshindernis, welches in der Person des Schuldners begründet ist, bezeichnet. Hier ist die Leistung aber noch nachholbar, also einfach gesagt: noch möglich.




Unmöglichkeit




Verzug


Leistung dauerhaft verhindert


Leistung vorübergehend verhindert

Unmöglichkeit und Verzug unterscheiden sich also in zeitlicher Hinsicht.

Beide stellen eine Leistungsstörung im Schuldverhältnis dar, finden sich aber folgerichtig an unterschiedlichen Stellen im Gesetz.




Unmöglichkeit




Verzug

Grund-TB:
    §275 BGB



         §286 BGB
Sekundär-
   (SE)




        (SE)

ansprüche:
   §§280 I, III, 283 BGB


        §§280 I, II, 286 BGB



   (AufwE) 



        (AufwE)



   §§280 I, III, 284 BGB


        §284 BGB


2.) Modalitäten der Unmöglichkeit

Grundtatbestand der Unmöglichkeit ist §275 BGB. In den jeweiligen Absätzen finden sich unterschiedliche Erscheinungsformen:

§275 I BGB
→ tatsächliche/ rechtliche Unmöglichkeit




§275 II BGB
→ faktische Unmöglichkeit
      Einreden/







      Leistungsverweige-


§275 III BGB
→ persönliche Unmöglichkeit
      rungsrechte
Nur §275 I BGB wird von Amts wegen als Untergangsgrund berücksichtigt. Die in den nachfolgenden Absätzen bezeichneten Varianten sind Einreden, d.h. sie entfalten erst mit der Geltendmachung ihre Wirkung.

Bei der tatsächlichen Unmöglichkeit existieren Gründe, die eine Leistungserbringung durch den Schuldner de facto ausschließen, wie z.B. der Diebstahl einer bereits verkauften Sache. Die faktische oder auch praktische Unmöglichkeit bezeichnet einen Zustand, in dem die Leistung zwar theoretisch noch erbringbar ist, aber nur unter unverhältnismäßigem Aufwand erbracht werden könnte, §275 II.
§275 III regelt solche Fälle, bei denen Gründe in der Person des Schuldners auftreten, die ihm eine weitere Leistungserbringung unzumutbar machen (z.B. Krankheit des Kindes).

Unterschieden wird die Unmöglichkeit auch noch nach folgenden Kriterien:





anfänglich


nachträglich





objektiv


subjektiv

Die Unterscheidung zwischen objektiver und subjektiver Unmöglichkeit ist zwar in der Fallbearbeitung notwendig, bringt aber auf Rechtsfolgenseite keine Unterschiede zum tragen.

Ausgangspunkt für die Frage, ob eine Leistung unmöglich ist oder nicht, ist stets die Perspektive des Schuldners. Demnach „reicht“ subjektive Unmöglichkeit aus; es ist unerheblich, ob die konkrete Leistung noch von jemand anderem erbracht werden kann.
Wichtig ist allerdings die Unterscheidung zwischen anfänglicher und nachträglicher Unmöglichkeit, weil in §275 IV BGB unterschiedliche Rechtsfolgen für diese „Spielarten“ vorgesehen sind.






§275 IV BGB


anfängliche Unmöglichkeit


nachträgliche Unmöglichkeit




§311a BGB




§280 BGB


      Informationspflicht



konkrete Leistungspflicht



Bezugspunkt bei der anfänglichen Unmöglichkeit ist ein Verschulden des Schuldners bei der Informierung über seine Leistungsfähigkeit im Vorfeld des bzw. beim Vertragsschluss(es).

Bei der nachträglichen Unmöglichkeit ist entscheidend, ob dem Schuldner hinsichtlich der Nichterbringung der konkreten Leistungspflicht ein Verschulden zur Last fällt.

→ Fälle der „wirtschaftlichen Unmöglichkeit“ fallen dagegen unter §313 BGB!!!

3.) Rechtsfolgen der Unmöglichkeit/ Sekundärleistungsansprüche

Die Unmöglichkeit bewirkt den Ausschluss des Primärleistungsanspruches, vgl. §275 I BGB. Deswegen entstehen im Anschluss, wenn der Schuldner die Pflichtverletzung zu vertreten hat, sog. Sekundärleistungsansprüche.

Diese Ansprüche erstrecken sich auf:




→ Schadensersatz

→ Aufwendungsersatz

→ Herausgabe des stellvertretenden commodums
→ Rücktritt

